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BAGüS 02-06  Münster, 31.01.2014  
 

Mitglieder-Info Nr.  8/2014 
Gebärdensprachdolmetscherhonorare/Schreiben BIH an das BMAS und das BMJ 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit dem Inkrafttreten des 2. Kostenrechtsmodernisierungsgesetz (Bundesgesetzblatt Nr. 42 vom 
29.07.2013, S. 2586 ff.) und der damit verbundenen Erhöhung der Stundensätze für Dolmetscher 
nach dem Justizvergütung- und –entschädigungsgesetzes (JVEG) ergibt sich das Problem, das im 
Zusammenhang mit der Kostenübernahme für Gebärdensprachdolmetschereinsätze im Rahmen 
der Leistungen der Integrationsämter zu begleitende Hilfe im Arbeitsleben nach dem SGB IX und 
der Träger der Eingliederungshilfe nach dem SGB XII zu erheblichen und dauerhaften Kostenbe-
lastungen führt.  

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen (BIH) hat sich da-
her an die Geschäftsstelle gewandt und angeregt, ein gemeinsames Schreiben mit dem Deutschen 
Landkreistag (DLT) und dem Deutschen Städtetag (DST) an die zuständigen Bundesministerien zu 
senden, um auf dieses Problem aufmerksam zu machen. 

Das abgestimmte Schreiben der BIH, das auch im Namen des DLT und DST sowie der BAGüS 
erging, habe ich als Anlage  zur Kenntnisnahme beigefügt.  

Unter Hinweis auf die erheblichen Kostenfolgen für die Integrationsämter und Sozialhilfeträger wird 
in diesem Schreiben angeregt, die Vergütungen für Gebärdensprachdolmetscher im Rahmen der 
Erbringung von Sozialleistungen von den Vergütungsregelungen für Gerichtsverhandlungen nach 
dem Justizvergütungs- und Entschädigungsgesetz (JVEG) bzw. Verwaltungsverfahren (§ 19 
SGB X) abzukoppeln und statt dessen eigenständige Regelungen im SGB I bzw. den leistungs-
rechtlichen Teilen des SGB, insbesondere im SGB IX und oder dem SGB XII zu treffen. 

Mit freundlichen Grüßen 

gez.: Matthias Krömer 
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